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Steuersenkung durchgesetzt
rs. Der Einwohnerrat hat den Steuer-
schlüssel für die Einkommensteuern 
für die Steuerperiode 2011 von 37,4 
Prozent auf 37,0 Prozent der vollen 
Kantonssteuer gesenkt. Damit beträgt 
die Einkommenssteuerbelastung für 
die kommende Steuerperiode in Rie-
hen 92 Prozent der vollen Kantons-
steuer. Der Steuerschlüssel für die 
Vermögenssteuer wurde von 44 auf 
43 Prozent gesenkt. Beide Anträge 
kamen von der SVP, wurden von bür-
gerlicher Seite unterstützt und wur-
den mit 22:15 Stimmen angenommen. 
In ihrem Bericht hatte die von Hein-
rich Ueberwasser (SVP) präsidierte 
Fina n zkoordinat ionskommission 
noch beantragt, die Steuerfüsse noch 
nicht anzutasten, obwohl man dies 
an sich könnte. Erst im Folgejahr seien 
die Steuern spürbar zu senken.

Vehement gegen eine Steuersen-
kung auf diese Art und zu diesem Zeit-
punkt votierten SP, Grüne und EVP. 
Trotz der Steuersenkung – und den 
damit verbundenen Mindereinnah-
men – wurde das Produktsummen-
budget für das Jahr 2011 klar geneh-
migt. Dieses geht bei einem Aufwand 
von 92,2 Millionen Franken von einem 
Ertragsüberschuss von 3,4 Millionen 
Franken aus.

Steuerausfälle beziffert

Gemeinderat Christoph Bürgen-
meier, der für das Jahr 2010 trotz bud-
getiertem Defizit bereits einem posi-
tiven Rechnungsabschluss erwartet, 
hatte vorgerechnet, dass die bean-
tragte Gemeindesteuersenkung Er-
tragsausfälle von etwa 1,15 Millionen 
Franken verursachen werde. Im Zu-
sammenhang mit der Steuersenkung 
des Kantons seien ab 2013 für die Ge-
meinde ausserdem mit Minderein-
nahmen von 2,2 Millionen Franken zu 
rechnen. Wichtig wäre nun aber, in 
den kommenden zwei bis drei Jahren 
die Eigenmittel wieder zu stärken, 
nachdem man in den letzten zwei Jah-
ren ein Defizit von 18,3 Millionen 
Franken eingefahren habe.

Eduard Rutschmann (SVP) be-
gründete den Antrag auf Steuersen-
kung unter anderem damit, mit rund 
170 Mitarbeitenden – ohne Schulen – 
sei das Gemeindepersonal überdo-
tiert. Liestal zum Beispiel komme mit 
100 Angestellten aus. Im Zusammen-
hang mit dem neuen Dokumenthand-
ling erwarte er zudem eine Effizienz-
steigerung auf der Gemeindever-
waltung und mit der Schliessung des 
Gemeindespitals spare die Gemeinde 
die bisherigen Subventionen in Milli-
onenhöhe. Rutschmann war der Poli-
tikplan zu stark auf den Status Quo 
ausgerichtet. Er vermisse Entwick-
lungsperspektiven.

Steuerzahler entlasten

Thomas Strahm (LDP) begrüsste 
den Steuersenkungsantrag. Die sich 
nun anbahnende Erholung der Ge-
meindefinanzen sei nicht auf eine 
vorsichtige Ausgabenpolitik, sondern 

VORSTÖSSE Eine Interpellation, drei Anzüge, zwei Motionen und ein Auftrag

Diskussionsbedarf vor den Festtagen

ty. Am Mittwoch hat der Einwohner -
rat gleich mehrere Vorstösse behan-
delt. Als erstes Traktandum der Sit-
zung war die Interpellation von 
Christine Kaufmann (EVP) gesetzt. 
Sie wollte vom Gemeinderat wissen, 
auf welcher Grundlage die Baubewil-
ligung für den Neubau an der Bahn-
hofstrasse 80 (ehemals «Weisse Villa») 
erfolgt ist. Sie stützte sich in ihren 
Ausführungen auf die Beantwortung 
einer früheren Interpellation von 
Peter A. Vogt (SVP) in gleicher Sache. 
Damals schrieb der Gemeinderat, 
dass in der Dorfbildschonzone, wo 
die Liegenschaft steht, bei einem 
Neubau «Baukubus und Massstäb-
lichkeit gewahrt» werden sollen. Da-
von könne jedoch im konkreten Falle 
keine Rede sein, hielt Kaufmann fest.

Gemeinderat Daniel Albietz sprach 
in seiner Antwort von einem «weit 
verbreiteten Missverständnis» und 
entgegnete, dass sich die Massstäb-
lichkeit nicht nach einer früheren Be-
bauung richten müsse. Vielmehr gelte 
es, die in unmittelbarer Umgebung 
bestehende Bausubstanz zu berück-
sichtigen. Der Neubau an der Bahn-
hofstrasse 80 habe deshalb die Masse 
der bestehenden Gebäude an der 
Bahnhofstrasse und an der Bettinger-
strasse aufgenommen. Die Baubewil-
ligung für den Neubau an der Bahn-
hofstrasse sei gestützt auf das Bau- und 
Planungsgesetz durch das kantonale 
Bauinspektorat erteilt worden.

Christine Kaufmann zeigte sich 
von der Antwort «nicht befriedigt». 
Der Gemeinderat vertrete eine unter-
schiedliche Auffassung davon, was 
eine Schonzone bezweckt, als ur-
sprünglich gemeint gewesen sei. 
«Eine Umzonung des Areals wäre ehr-
licher gewesen», fand Kaufmann.

Nach der Debatte über den Politik-
plan 2010–2014 (siehe nebenstehen-
den Artikel) befasste sich der Ein-

wohnerrat mit den verbleibenden 
Vorstössen. Den ersten Anzug der 
Sachkommission Bildung und Fami-
lie liess sich der Gemeinderat still 
überweisen. Er wird nun prüfen, was 
er unternehmen kann, «dass bei der 
Auswahl des Schulhauses auf Sekun-
darstufe für die Familien ein Wahl-
recht gilt, dass den Riehener Kindern 
einen Platz am Standort Bäumlihof / 
Drei Linden garantiert wird». Zusätz-
lich soll sich der Gemeinderat für eine 
optimale Gestaltung des Schulhauses 
und einen «sicheren und gut leistba-
ren Schulweg» einsetzen. Der Anzug 
wurde von allen Parteien unterstützt.

Mehr Diskussionen verursachte 
der Anzug von Franziska Roth-Bräm 
(SP), die den Gemeinderat bat zu 
prüfen, «wie die Gemeinde die Frei-
willigenarbeit vermehrt unterstützen 
kann». Im Hinblick auf das Jahr 2011, 
das offiziell als «Jahr der Freiwilligen-
arbeit» gefeiert wird, solle abgeklärt 
werden, wie solches Engagement ver-
mehrt gefördert werden könne. Eine 
Ratsminderheit aus dem rechtsbür-
gerlichen Lager befürchtete durch 
den Aufwand die Gefahr von Mehr-
kosten, die eine Mehrheit allerdings 
als gering einstufte. Der Anzug wurde 
mit 22 zu 14 Stimmen bei einer Ent-
haltung überwiesen.

Im folgenden Anzug forderte Ro-
land Engeler-Ohnemus (SP) die Prü-
fung einer grenzüberschreitenden 
Weiterführung des Fuss- und Velo-
wegs am Mühleteich. Ernst G. Stalder 
(SVP) befürchtete Schaden an einem 
anliegenden Biotop und wand ein, 
dass nur eine Autostrasse, aber «je 
nach Zählweise» drei Velowege nach 
Lörrach führen. Engeler-Ohnemus 
vermochte am betreffenden Ort kein 
Biotop auszumachen. Mit 30 zu 5 
Stimmen bei zwei Enthaltungen wur-
de der Anzug dem Gemeinderat über-
wiesen.

Die Motion von Christian Heim 
(SVP) hatte im Einwohnerrat keine 
Chance. Er verlangte, dass einmalige 
Ausgaben in der Höhe von mehr als 
zwei Millionen Franken und wieder-
kehrende Ausgaben von mehr als 
400’000 Franken sowie Änderungen 
der Zonenordnung zwingend dem 
Stimmvolk vorzulegen sind, sofern 
die Zustimmung im Einwohnerrat 
nicht mindestens 80 Prozent betrage. 
Thomas Strahm (LDP) unterstellte 
der SVP eine «durchsichtige Taktik». 
In einem Kantonsparlament mit vie-
len Sachgeschäften könne eine solche 
Forderung allenfalls sinnvoll sein. In 
Riehen käme jedoch mit einer solchen 
Regelung jeder Leistungsauftrag vors 
Volk. Die Motion wurde mit 31 zu 6 
Stimmen verworfen.

Christine Kaufmann forderte in 
ihrer Motion den Gemeinderat auf, 
innert zwölf Monaten eine Vorlage für 
eine «möglichst grosse, durchgehen-
de, autofreie Fussgängerzone» vorzu-
legen. Die Motion wurde mit 28 zu 6 
Stimmen bei drei Enthaltungen über-
wiesen.

Der parlamentarische Auftrag der 
Fraktion CVP-GLP für einen Ausbau 
der Tagesschulplätze am Standort 
Hinter Gärten auf total 40 Plätze für 
2013/2014 war umstritten. Die SVP 
lehnte zusätzliche Ausgaben in die-
sem Bereich grundsätzlich ab. Das 
linksgrüne Lager stiess sich trotz 
Sympathien für das eigentliche An-
liegen daran, dass trotz beschlossener 
Senkung des Steuerfusses bereits 
wieder Geld ausgegeben werde. Und 
zuletzt wurde moniert, dass das The-
ma erst gerade in der Novembersit-
zung behandelt und dort der Ausbau 
nicht vorgetragen wurde.

«Mehr Leistung bei weniger Steuer-
ertrag, das ist nicht möglich», mahnte 
Gemeindepräsident Willi Fischer das 
Parlament. Christian Griss (CVP) ant-
wortete, dass die beschlossene Steu-
ersenkung nicht als Gegenargument 
missbraucht werden dürfe, und bot 
an: «Für 2012/2013 kann der Gemein-
depräsident gerne von uns verlangen, 
wo wir Leistungen kürzen wollen.» 
Der parlamentarische Auftrag wurde 
mit 19 zu 15 Stimmen bei einer Ent-
haltung nicht überwiesen.

Martin Abel 
tritt zurück
rs. Zum Abschluss der Sitzung verlas 
die Ratspräsidentin das Rücktritts-
schreiben von Martin Abel (EVP), der 
dem Parlament seit 2006 angehört. 
Sein Engagement als Schulhausleiter 
und als Vater von drei kleinen Kindern 
lasse ihm zu wenig Freiraum, um 
seine Parlamentstätigkeit mit dem 
nötigen Aufwand auszuführen, be-
gründete Abel seinen Schritt. Deshalb 
lasse er lieber einem oder einer Jünge-
ren den Vortritt.

Die «Weisse Villa» wurde im Sommer abgerissen und ist nun durch einen 
Neubau ersetzt worden. Foto: Toprak Yerguz
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